
Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt durch Urteil
der Cour d'Appel des Großherzogtums Luxemburg vom 1.
Juni 2005 in dem Rechtsstreit Administration de l'Enre-

gistrement et des Domaines gegen Eurodental SARL

(Rechtssache C-240/05)

(2005/C 193/29)

(Verfahrenssprache: Französisch)

Die Cour d'Appel des Großherzogtums Luxemburg ersucht den
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften durch Urteil
vom 1. Juni 2005, bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan-
gen am 3. Juni 2005, in dem Rechtsstreit Administration de
l'Enregistrement et des Domaines gegen Eurodental SARL um
Vorabentscheidung über folgende Fragen:

1. Fällt eine Lieferung von Gegenständen, die, wenn sie im
Inland ausgeführt wird, nach Artikel 13 Teil A Absatz 1
Buchstabe e der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des
Rates (1) vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer-
pflichtige Bemessungsgrundlage von der Steuer befreit ist
und kein Recht auf Vorsteuerabzug nach Artikel 17 dieser
Richtlinie eröffnet, in den Anwendungsbereich des Artikels
15 Absätze 1 und 2 dieser Richtlinie in seiner bis zum 1.
Januar 1993 geltenden Fassung bzw. des ab dem 1. Januar
1993 geltenden Artikels 28c Teil A Buchstabe a und damit
also in den Anwendungsbereich des Artikels 17 Absatz 3
Buchstabe b dieser Richtlinie, der ein Recht auf Vorsteuerab-
zug eröffnet, wenn die Lieferung von einem Wirtschaftsteil-
nehmer mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft an
einen Wirtschaftsteilnehmer mit Sitz in einem anderen Mit-
gliedstaat erfolgt und der Tatbestand des Artikels 15 Absätze
1 und 2 dieser Richtlinie in seiner bis zum 1. Januar 1993
geltenden Fassung bzw. des ab dem 1. Januar 1993 gelten-
den Artikels 28c Teil A Buchstabe a erfüllt ist?

2. Fällt eine Dienstleistung, die, wenn sie im Inland ausgeführt
wird, nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe e der
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai
1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr-
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs-
grundlage von der Steuer befreit ist und kein Recht auf Vor-
steuerabzug nach Artikel 17 dieser Richtlinie eröffnet, in
den Anwendungsbereich des Artikels 15 Absatz 3 in seiner

bis zum 1. Januar 1993 geltenden Fassung (wobei bis 1993
keine Befreiungsbestimmung vorgesehen war) und damit
also in den Anwendungsbereich des Artikels 17 Absatz 3
Buchstabe b dieser Richtlinie, der ein Recht auf Vorsteuerab-
zug eröffnet, wenn die Dienstleistung von einem Wirt-
schaftsteilnehmer mit Sitz in einem Mitgliedstaat der
Gemeinschaft an einen Wirtschaftsteilnehmer mit Sitz in
einem anderen Mitgliedstaat erbracht wird und der Tatbe-
stand des Artikels 15 Absatz 3 in seiner bis zum 1. Januar
1993 geltenden Fassung erfüllt ist?

(1) ABl. L 145, S. 1.

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt durch Ent-
scheidung des Conseil d'État vom 9. Mai 2005 in dem
Rechtsstreit Nicolae Bot gegen Préfecture du Val-de-Marne

(Rechtssache C-241/05)

(2005/C 193/30)

(Verfahrenssprache: Französisch)

Der Conseil d'Etat (Frankreich) ersucht den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften durch Entscheidung vom 9. Mai
2005, bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 2. Juni
2005, in dem Rechtsstreit Nicolae Bot gegen Préfecture du Val-
de-Marne um Vorabentscheidung über folgende Frage:

Was ist unter dem „Datum der ersten Einreise“ im Sinne von
Artikel 20 Absatz 1 des Übereinkommens zur Durchführung
des Übereinkommens von Schengen zu verstehen, gilt insbe-
sondere als „erste Einreise“ in das Hoheitsgebiet der Vertrags-
staaten dieses Übereinkommens jede Einreise nach Ablauf einer
Frist von sechs Monaten, innerhalb deren keine andere Einreise
in dieses Hoheitsgebiet erfolgt ist, sowie im Fall eines Auslän-
ders, der wiederholt für Kurzaufenthalte einreist, jede Einreise,
die unmittelbar nach Ablauf einer Frist von sechs Monaten von
dem Datum der letzten bekannten „ersten Einreise“ an erfolgt?
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